
Neue Justiz 4/84 143

Aus anderen sozialistischen Ländern

Aktuelle Fragen der Rechtsarbeit 
in der Volkswirtschaft der UdSSR
ALEXEJ ALEXEJEW1TSCH CHOLJAWTSCHENKO, 
Stellvertreter des Ministers der Justiz der UdSSR

Das Zentralkomitee der KPdSU und die Regierung der 
UdSSR widmen der Festigung der sozialistischen Gesetzlich­
keit in der Volkswirtschaft ständig große Aufmerksamkeit. 
Die Aufgabe, die Rechtsarbeit in der Volkswirtschaft und spe­
ziell die Tätigkeit des juristischen Dienstes weiter zu vervoll­
kommnen, wird als eine wichtige gesamtstaatliche Angelegen­
heit betrachtet Zugleich verändern sich in bestimmten Ent­
wicklungsetappen die Schwerpunkte der Rechtsarbeit in Ab­
hängigkeit von den konkreten Problemen, vor denen die 
Volkswirtschaft der UdSSR steht.

Mit dem Beschluß des Zentralkomitees der KPdSU und 
des Ministerrates der UdSSR vom 23. Dezember 1970 „Über die 
Verbesserung der Rechtsarbeit in der Volkswirtschaft“1 wur­
den Maßnahmen getroffen, um den Einfluß der Rechtsarbeit 
auf die gesellschaftliche Produktion zu verstärken und die 
sozialistische Gesetzlichkeit in den Wirtschaftsbeziehungen zu 
festigen. So wurde u. a. festgelegt, daß das Ministerium der 
Justiz die Verantwortung für die methodische Anleitung der 
Rechtsarbeit in der Volkswirtschaft hat, hierzu die Praxis der 
Rechtsarbeit und deren Effektivität analysiert und verallge­
meinert sowie Empfehlungen zur Verbesserung der Rechts­
arbeit gibt.1 2 3

Auf der Grundlage dieses Beschlusses erließ der Minister­
rat der UdSSR am 22. Juni 1972 eine Allgemeine Ordnung 
über die Rechtsabteilung (Rechtsbüro) sowie den Chefjusti­
tiar (Oberjustitiar) und den Justitiar des Ministeriums, des 
Amtes, des Exekutivkomitees des Sowjets der Volksdeputier­
ten, des Betriebes, der Organisation und der Einrichtung. 
Hier sind die Aufgaben, Rechte und Pflichten der Justitiare, 
unabhängig von der Ebene, in der sie tätig sind, konkret fest- 
gelegt.3

Dies sind die wesentlichen Rechtsgrundlagen für die zen­
trale methodische Anleitung der gesamten Rechtsarbeit im 
Lände sowie für die Organisation und Tätigkeit des juristi­
schen Dienstes in der Volkswirtschaft. Natürlich wird damit 
die Verantwortung der Wirtschaftsfunktionäre für die Anwen­
dung und Durchsetzung der Gesetze und anderer Rechtsvor­
schriften in ihrem Leitungsbereich in keiner Weise einge­
schränkt oder gar aufgehoben.

Zur Entwicklung des juristischen Dienstes

Seit Beginn der 70er Jahre wurden zahlreiche Maßnahmen zur 
Verbesserung der Rechtsarbedt in der Volkswirtschaft sowie 
zur Entwicklung und Festigung des juristischen Dienstes er­
griffen,4 Vor allem ging es um die Organisation des juristi­
schen Dienstes in den Ministerien' und Ämtern der UdSSR. 
Überall sind Rechtsabteilungen bzw. in einigen Ministerien 
juristische Verwaltungen geschaffen worden. Auch in den 
Unionsrepubliken wurde der juristische Dienst ausgebaut und 
die Anzahl der juristischen Mitarbeiter erhöht. Beispielsweise 
sind in der Ukrainischen SSR mehr als 13 500, in der Usbeki­
schen SSR ungefähr 3 000 und in den baltischen Unionsrepu­
bliken (Estnische, Lettische und Litauische SSR) etwa 2 500 
Mitarbeiter im juristischen Dienst tätig. Insgesamt arbeiten 
jetzt in der Volkswirtschaft der UdSSR mehr als 75 000 Juri­
sten'(1972 waren es 29 000 und 1975 etwa 50 000). Damit ist 
aber die Entwicklung noch nicht abgeschlossen.

In einer Reihe von Industriezweigen verfügen praktisch 
alle Vereinigungen (Kombinate) Und Betriebe über einen gut 
organisierten juristischen Dienst. Dazu gehören z. B. die Ver­
antwortungsbereiche des Ministeriums für Kraftfahrzeugindu­
strie, des Ministeriums für pharmazeutische Industrie und 
medizinischen Gerätebau, des Ministeriums für Schwer- und 
Transportmaschinenbau sowie des Ministeriums für energeti­
schen Maschinenbau. In einigen anderen Industriezweigen ist

dagegen die Anzahl der Mitarbeiter des juristischen Dienstes 
noch zu gering.

Um auf dem Gebiet der juristischen Betreuung der Vereini­
gungen und Betriebe zu einer einheitlichen Orientierung zu 
gelangen, haben das Staatliche Komitee für Arbeit und soziale 
Fragen, das Ministerium der Justiz und der Zentralrat der 
Gewerkschaften der UdSSR Normative für die erforderliche 
Anzahl der Mitarbeiter des juristischen Dienstes in der Indu­
strie ausgearbeitet und bestätigt. Das Ministerium der Ju­
stiz der UdSSR hat die Normative mit Empfehlungen an die 
Industrieministerien übergeben* damit diese für ihren Ver­
antwortungsbereich Zweignormative ausarbeiten und auf ihrer 
Grundlage Maßnahmen zur besseren Organisation des juri­
stischen Dienstes ergreifen können. Den anderen Ministerien, 
Staatlichen Komitees und Ämtern wurde empfohlen, eigen­
verantwortlich Normative auszuarbeiten, wobei die Normative 
für die Industrie entsprechend berücksichtigt werden sollten. 
Ähnlich wird in den einzelnen Unionsrepubliken verfahren.

Auf diese Weise wird die Organisation der juristischen 
Betreuung in den einzelnen Zweigen der Volkswirtschaft ent­
sprechend den jeweiligen spezifischen Besonderheiten vervoll­
kommnet und damit auch eine effektivere Arbeit des juristi­
schen Dienstes gesichert.

Eine Reihe von Maßnahmen bezieht sich auf die Erweite­
rung und Vertiefung der Rechtskenntnisse der leitenden Wirt­
schaftsfunktionäre, die Weiterbildung der Justitiare und die 
Förderung des Erfahrungsaustausche auf dem Gebiet der 
Rechtsarbeit. Dazu werden u. a. Lehrgänge zu Rechtsfragen 
für leitende Wirtschaftsfunktionäre und Spezialisten durch­
geführt. Die Justizorgane helfen bei der Ausarbeitung von 
Lehrprogrammen und bei der Auswahl qualifizierter Lektoren 
und Seminarleiter.

In diesem Zusammenhang sei erwähnt, daß jetzt an allen 
Hochschulen der UdSSR Kurse zu Rechtsdisziplinen einge­
richtet wurden. Die Hochschulabsolventen, die sich darauf vor­
bereiten, leitende Funktionen in der Wirtschaft zu überneh­
men* verfügen, zu diesem Zeitpunkt bereits über Grundkennt­
nisse auf dem Gebiet des Rechts.

Aufgaben und Arbeitsweise des juristischen Dienstes 
im Agrar-Industrie-Komplex

Gegenwärtig wird in der UdSSR an der Verwirklichung des 
vom XXVI. Parteitag der KPdSU beschlossenen großen Pro­
gramms der sozialen Entwicklung unserer Gesellschaft gear­
beitet. Die nachfolgenden Beschlüsse des Zentralkomitees der 
KPdSU bestimmten die Hauptrichtungen: das Lebensmittel­
und das Energieprogramm, die weitere Festigung der Staats­
und der Arbeitsdisziplin, die exakte Erfüllung der Vertrags- 
Verpflichtungen u. a. m. Auf die Realisierung dieser Aufga­
ben müssen natürlich auch die Rechtsarbeit und speziell die 
Tätigkeit des juristischen Dienstes gerichtet sein.

Zur Verwirklichung des Lebensmittelprogramms gehört die 
Umgestaltung der Leitung der Landwirtschaft sowie der Be­
ziehungen der Kollektivwirtschaften (Kolchose) und der So­
wjetwirtschaften (Sowchose) mit anderen Betrieben und Or­
ganisationen, die zum Agrar-Industrie-Komplex gehören.5 
Dazu wurden in den Rayons Agrar-Industrie-Vereinigungen 
geschaffen, deren höchstes Leitungsorgan der Rat der Ver­
einigung ist; Vorsitzender des Rates ist der Leiter der Ver­
waltung für Landwirtschaft des Rayon-Exekutivkomitees.

Im November 1982 beschloß der Ministerrat der UdSSR
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